
 

 

Synopse (Papierfarbe gelb) 
 
 
Gesetz über den Finanzausgleich zwischen den Gemeinden (Finanzausgleichsgesetz, FiAG); 1. Beratung 15.161 
 

Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 Gesetz 
über den Finanzausgleich 
zwischen den Gemeinden 
(Finanzausgleichsgesetz; 
FiAG) 

  Zustimmung 

 Der Grosse Rat des Kantons 
Aargau, 

   

 gestützt auf die §§ 117 und 
120 der Kantonsverfassung, 

   

 beschliesst:    

 I.    

 1. Einleitung   Zustimmung 

 §  1 
Zweck 

  Zustimmung 

 1 Der Finanzausgleich be-
zweckt die Verringerung von 
Unterschieden in der finanziel-
len Ausstattung der Gemein-
den, soweit diese auf eine un-
terschiedliche Ressourcen-
stärke und beziehungsweise 
oder eine unterschiedliche Be-
troffenheit durch besondere, 
nicht beeinflussbare Lasten 
zurückzuführen sind. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 §  2 
Ausgleichsinstrumente 

  Zustimmung bis und mit Abs. 1 
lit. c 

 1 Der Finanzausgleich besteht 
aus 

   

 a) dem Ressourcenausgleich,    

 b) dem Lastenausgleich,    

 c) den Ergänzungsbeiträgen,    

 d) den Beiträgen für die regio-
nale Standortförderung. 

Streichen (§ 2 Abs. 1 lit. d) Festhalten Streichung lit. d 

 2 Der Ressourcenausgleich 
setzt sich zusammen aus 

  Zustimmung zu Abs. 2 

 a) dem Steuerkraftausgleich,    

 b) der Mindestausstattung.    

 3 Der Lastenausgleich setzt 
sich zusammen aus 

  Zustimmung zu Abs. 3 
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Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 a) dem Bildungslastenaus-
gleich, 

  Prüfungsauftrag zu lit. a: 
Pascal Furer, Staufen, stellt 
folgenden Prüfungsantrag: 
"Auf die zweite Lesung ist auf-
zuzeigen, welche Auswirkun-
gen die Änderung per 1.1.16 
der Verordnung über das 
Schulgeld für die einzelnen 
Gemeinden ausgedrückt in 
Steuerfussprozenten hat und 
wie diese Auswirkungen in den 
Ausgleich einbezogen werden 
könnten." 

 b) dem Soziallastenausgleich,    

 c) dem räumlich-strukturellen 
Lastenausgleich. 
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rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 
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vom 27.10.2015 

 §  3 
Berechnungsgrundlagen 

  Zustimmung 

 1 Alle Daten, die für die Be-
rechnung der Finanzaus-
gleichszahlungen erheblich 
sind, werden aufgrund des 
Durchschnitts einer Dreijah-
resperiode errechnet. 

   

 2 Massgebend sind dabei das 
zweite, dritte und vierte Jahr 
(Basisjahre) vor dem Jahr, in 
dem die Finanzausgleichszah-
lungen erfolgen (Zahlungs-
jahr). 

   

 3 Liegen die Daten nicht aus 
allen drei Jahren vor, werden 
die Daten aus den letzten drei 
Jahren herangezogen, für die 
Daten verfügbar sind. 
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Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 §  4 
Vollzug 

  Zustimmung  

 1 Der Regierungsrat regelt den 
Vollzug dieses Gesetzes durch 
Verordnung, namentlich 

   

 a) die technischen Einzelheiten 
aller Berechnungen, 

   

 b) das Verfahren zur Ermittlung 
des Anspruchs auf Ergän-
zungsbeiträge gemäss den 
§§ 12 ff., 

   

 c) die Bedingungen zur Ent-
richtung von Beiträgen sowie 
den Verteilschlüssel für die 
regionale Standortförderung 
gemäss § 17. 

   

 2 Das zuständige Departement 
berechnet jährlich die Finanz-
ausgleichszahlungen. Die Be-
träge werden den Gemeinden 
bis spätestens Mitte des dem 
Zahlungsjahr vorangehenden 
Jahres mitgeteilt. 
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 3 Ist eine Gemeinde mit den 
mitgeteilten Beträgen nicht 
einverstanden und kommt kei-
ne Einigung zustande, kann 
die Gemeinde innert drei Mo-
naten nach der Mitteilung eine 
beschwerdefähige Verfügung 
verlangen. 

   

 4 Gemeinden, die aufgrund 
falscher Angaben zu hohe Bei-
träge erhalten oder zu tiefe 
Abgaben entrichtet haben, 
müssen die Differenz zum 
rechtmässigen Beitragsan-
spruch oder zur rechtmässigen 
Abgabepflicht zurückerstatten 
beziehungsweise nachzahlen. 

   

 5 Das zuständige Departement 
kann alle Unterlagen einse-
hen, die erforderlich sind, um 
die korrekte Ermittlung von 
Beitragsansprüchen und Ab-
gabeverpflichtungen zu über-
prüfen. 

   

 6 Die berechneten Finanzaus-
gleichszahlungen werden den 
Gemeinden in zwei gleich 
grossen Teilbeträgen im zwei-
ten und vierten Quartal des 
Zahlungsjahres ausbezahlt 
beziehungsweise in Rechnung 
gestellt. 
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 2. Ressourcenausgleich   Zustimmung 

 §  5 
Normsteuerertrag 

  Zustimmung 

 1 Die Ressourcenstärke einer 
Gemeinde bemisst sich nach 
ihrem Normsteuerertrag pro 
Kopf gemäss Absatz 4. 

   

 2 Der Normsteuerertrag ergibt 
sich aus der Summe folgender 
Positionen (massgebend ist 
jeweils der Sollsteuerertrag): 

   

 a) Ertrag der Einkommens- und 
Vermögenssteuern der na-
türlichen Personen (inklusive 
Quellensteuer), der sich bei 
Anwendung des durch-
schnittlichen Steuerfusses 
ergeben würde, 

   

 b) Gemeindeanteil an den Ka-
pital- und Gewinnsteuern der 
juristischen Personen, 

   

 c) Gemeindeanteil an der 
Grundstückgewinnsteuer, 

   

 d) Gemeindeanteil an den Erb-
schafts- und Schenkungs-
steuern. 
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 3 Der durchschnittliche Steuer-
fuss (ausgedrückt in Prozent-
punkten) ergibt sich aus der 
Division der über alle Gemein-
den summierten Erträge der 
Gemeindesteuern der natürli-
chen Personen durch die 
Summe der für alle Gemein-
den auf 100 % umgerechneten 
Erträge der Gemeindesteuern 
der natürlichen Personen, mul-
tipliziert mit 100. 

   

 4 Der Normsteuerertrag pro 
Kopf ergibt sich aus der Divisi-
on des Normsteuerertrags 
durch die Einwohnerzahl einer 
Gemeinde. 

   

 5 Der durchschnittliche Norm-
steuerertrag pro Kopf ergibt 
sich aus der Division der 
Summe der Normsteuererträ-
ge aller Gemeinden durch die 
Einwohnerzahl des Kantons. 

   

 §  6 
Steuerkraftausgleich 

  Zustimmung 

 1 Gemeinden mit einem tiefe-
ren als dem durchschnittlichen 
Normsteuerertrag pro Kopf 
erhalten Beiträge aus dem 
Steuerkraftausgleich. 
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 2 Gemeinden mit einem höhe-
ren als dem durchschnittlichen 
Normsteuerertrag pro Kopf 
entrichten Abgaben in den 
Steuerkraftausgleich. 

   

 3 Die Höhe der Beiträge und 
Abgaben ergibt sich aus der 
Multiplikation der Differenz 
zwischen dem Normsteuerer-
trag pro Kopf und dem durch-
schnittlichen Normsteuerertrag 
pro Kopf mit dem Beitragssatz 
beziehungsweise dem Abga-
bensatz gemäss Absatz 4 so-
wie mit der Einwohnerzahl. 

   

 4 Die Beitrags- und Abgaben-
sätze sind gleich hoch und 
liegen zwischen 20 % und 
40 %. 

   

 5 Der Grosse Rat legt den Bei-
trags- und Abgabensatz in 
diesem Rahmen durch Dekret 
fest. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 
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Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 §  7 
Mindestausstattung 

  Zustimmung 

 1 Liegt die Summe des Norm-
steuerertrags pro Kopf und 
des Beitrags aus dem Steuer-
kraftausgleich pro Kopf tiefer 
als der Grenzwert gemäss Ab-
satz 2, erhält die Gemeinde 
Mindestausstattungsbeiträge. 

  Zustimmung 

 2 Der Grenzwert liegt zwischen 
80 % und 85 % des durch-
schnittlichen Normsteuerer-
trags pro Kopf. Der Grosse 
Rat legt ihn in diesem Rahmen 
durch Dekret fest. 

2 Der Grenzwert liegt zwischen 
82 % und 88 % des durch-
schnittlichen Normsteuerer-
trags pro Kopf. Der Grosse 
Rat legt ihn in diesem Rahmen 
durch Dekret fest. 

Festhalten Zustimmung Fassung RR 

 3 Der Mindestausstattungsbei-
trag ergibt sich aus der Multi-
plikation der Differenz zwi-
schen dem Grenzwert und 
dem Normsteuerertrag pro 
Kopf zuzüglich des Beitrags 
aus dem Steuerkraftausgleich 
pro Kopf mit der Einwohner-
zahl. 

  Zustimmung 
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 3. Lastenausgleich   Zustimmung 

 §  8 
Bildungslastenausgleich 

  Zustimmung 

 1 Gemeinden mit einer höhe-
ren Volksschülerzahl als der 
Normwert gemäss Absatz 3 
erhalten Beiträge aus dem 
Bildungslastenausgleich. 

   

 2 Gemeinden mit einer tieferen 
Volksschülerzahl als der 
Normwert gemäss Absatz 3 
entrichten Abgaben in den Bil-
dungslastenausgleich. 

   

 3 Der Normwert für eine Ge-
meinde ergibt sich aus der 
Multiplikation ihrer Einwohner-
zahl mit dem Anteil aller Volks-
schülerinnen und -schüler an 
der kantonalen Gesamtbevöl-
kerung. 

   

 4 Die Beiträge und Abgaben 
ergeben sich aus der Multipli-
kation der Differenz zwischen 
der Volksschülerzahl und dem 
Normwert mit dem Grundbe-
trag pro Einheit. 
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 5 Der Grundbetrag pro Einheit 
soll zwischen 50 % und 100 % 
des durchschnittlichen Auf-
wands liegen, der den Ge-
meinden pro Schülerin oder 
Schüler für die Beiträge an 
den Personalaufwand der 
Volksschule erwächst. 

   

 6 Der Grosse Rat legt den 
Grundbetrag pro Einheit in 
diesem Rahmen durch Dekret 
fest. 

   

 §  9 
Soziallastenausgleich 

  Zustimmung 

 1 Gemeinden mit einer höhe-
ren Anzahl unterstützter Per-
sonen gemäss eidgenössi-
scher Sozialhilfestatistik als 
der Normwert gemäss Absatz 
3 erhalten Beiträge aus dem 
Soziallastenausgleich. 

   

 2 Gemeinden mit einer tieferen 
Anzahl unterstützter Personen 
gemäss eidgenössischer So-
zialhilfestatistik als der Norm-
wert gemäss Absatz 3 entrich-
ten Abgaben in den Soziallas-
tenausgleich. 
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 3 Der Normwert für eine Ge-
meinde ergibt sich aus der 
Multiplikation ihrer Einwohner-
zahl mit dem Ergebnis aus der 
Division der Summe der unter-
stützten Personen aller Ge-
meinden gemäss eidgenössi-
scher Sozialhilfestatistik durch 
die Einwohnerzahl aller Ge-
meinden. 

   

 4 Die Beiträge und Abgaben 
ergeben sich aus der Multipli-
kation der Differenz zwischen 
der Anzahl unterstützter Per-
sonen und dem Normwert mit 
dem Grundbetrag pro Einheit. 

   

 5 Der Grundbetrag pro Einheit 
soll zwischen 50 % und 100 % 
des durchschnittlich ausbe-
zahlten Sozialhilfebetrags pro 
unterstützte Person gemäss 
eidgenössischer Sozialhilfesta-
tistik liegen. 

   

 6 Der Grosse Rat legt den 
Grundbetrag pro Einheit in 
diesem Rahmen durch Dekret 
fest. 
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 §  10 
Räumlich-struktureller Lastenausgleich 

  Zustimmung 

 1 Gemeinden mit einer grösse-
ren Gesamtfläche als der 
Normwert gemäss Absatz 2 
erhalten Beiträge aus dem 
räumlich-strukturellen Lasten-
ausgleich. 

   

 2 Der Normwert für eine Ge-
meinde ergibt sich aus der 
Division der Siedlungsfläche 
(Summe der Wohn- und 
Mischzone sowie der Indust-
rie- und Gewerbezone) durch 
den Divisor 0,065. 

   

 3 Die Beiträge ergeben sich 
aus der Multiplikation der Dif-
ferenz zwischen der Gesamt-
fläche einer Gemeinde und 
dem Normwert gemäss Absatz 
2 (gemessen in Hektaren) mit 
dem Grundbetrag pro Einheit. 

   

 4 Der Grundbetrag pro Einheit 
beträgt zwischen Fr. 700.– und 
Fr. 1'200.–. 

   

 5 Der Grosse Rat legt den 
Grundbetrag pro Einheit in 
diesem Rahmen durch Dekret 
fest. 
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 4. Kürzung der Beiträge 
aus dem Ressourcen- und 
Lastenausgleich 

  Zustimmung 

 §  11 
Beitragskürzung bei tiefem Steuerfuss 

  Zustimmung 

  

1 Ergibt sich für eine Gemein-
de aus der Summe der Beiträ-
ge und Abgaben gemäss den 
§§ 6–10 insgesamt ein An-
spruch auf einen Beitrag, wird 
dieser gekürzt, wenn der 
Steuerfuss dieser Gemeinde 
im Zahlungsjahr um mehr als 
fünf Prozentpunkte unter dem 
durchschnittlichen Steuerfuss 
all jener Gemeinden liegt, die 
unter Berücksichtigung aller 
Instrumente des Ressourcen- 
und Lastenausgleichs eine 
Finanzausgleichsabgabe zu 
entrichten haben (Geberge-
meinden). 

Minderheitsantrag: 
1 Ergibt sich für eine Gemein-
de aus der Summe der Beiträ-
ge und Abgaben gemäss den 
§§ 6–10 insgesamt ein An-
spruch auf einen Beitrag, wird 
dieser gekürzt, wenn der 
Steuerfuss dieser Gemeinde 
im Zahlungsjahr um mehr als 
drei Prozentpunkte unter dem 
durchschnittlichen Steuerfuss 
all jener Gemeinden liegt, die 
unter Berücksichtigung aller 
Instrumente des Ressourcen- 
und Lastenausgleichs eine 
Finanzausgleichsabgabe zu 
entrichten haben (Geberge-
meinden). 

 
Festhalten 

Zustimmung zur Fassung RR 

 2  Der durchschnittliche Steu-
erfuss der Gebergemeinden 
wird auf der Basis des Vorvor-
jahres des Zahlungsjahres 
analog zur Regelung gemäss 
§ 5 Abs. 3 berechnet. 

  Zustimmung 
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 3 Die Kürzung erfolgt in der 
Höhe des Betrags, den die 
Gemeinde an zusätzlichen 
Steuererträgen erzielen könn-
te, wenn sie ihren Steuerfuss 
auf einen Wert anheben wür-
de, der fünf Prozentpunkte 
unter dem durchschnittlichen 
Steuerfuss der Gebergemein-
den liegt. 

  Zustimmung 

 4 Die Kürzung entspricht ma-
ximal dem durch die betroffene 
Gemeinde insgesamt bean-
spruchten Beitrag. 

  Zustimmung 

 5 Die Kürzung wird der be-
troffenen Gemeinde mitgeteilt, 
sobald sie ihren Steuerfuss für 
das jeweilige Zahlungsjahr 
rechtsgültig festgelegt hat. 

  Zustimmung 
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 5. Ergänzungsbeiträge   Zustimmung 

 §  12 
Ordentliche Ergänzungsbeiträge 

  Zustimmung 

 1 Gemeinden können ordentli-
che Ergänzungsbeiträge bean-
tragen, wenn sie das Haus-
haltsgleichgewicht gemäss 
§ 88g des Gesetzes über die 
Einwohnergemeinden (Ge-
meindegesetz) vom 19. De-
zember 19781) nur erreichen 
könnten, indem sie den Steu-
erfuss höher als 25 Prozent-
punkte über dem kantonalen 
Mittelwert festsetzen würden. 

   

 2 Anspruch auf ordentliche 
Ergänzungsbeiträge besteht, 
wenn die Antrag stellende 
Gemeinde 

   

 a) ihren Steuerfuss um 25 Pro-
zentpunkte über dem kanto-
nalen Mittelwert des Vorvor-
jahres festsetzt, 

   

 b) ihre übrigen Einnahmequel-
len im kantonsweit üblichen 
Ausmass maximal aus-
schöpft, 

   

                                                   
1) SAR 171.100 
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 c) ihre Ausgaben unter Be-
rücksichtigung der kantons-
weit üblichen Standards zu-
mutbarerweise nicht weiter 
reduzieren kann. 

   

 3 Die ordentlichen Ergän-
zungsbeiträge werden so an-
gesetzt, dass die Gemeinden 
ihren Steuerfuss nicht höher 
als 25 Prozentpunkte über 
dem kantonalen Mittelwert 
festsetzen müssen. 

   

 §  13 
Ausserordentliche Ergänzungsbeiträge 

  Zustimmung 

 1 Gemeinden haben Anspruch 
auf ausserordentliche Ergän-
zungsbeiträge, wenn sie durch 
nicht beeinflussbare, ausser-
ordentliche und in der Regel 
einmalige Ereignisse grosser 
Tragweite derart finanziell be-
lastet werden, dass eine allei-
nige Übernahme dieser Belas-
tungen unter Berücksichtigung 
der finanziellen Gesamtsituati-
on der Gemeinde als unzu-
mutbar erscheint. 
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 2 Die ausserordentlichen Er-
gänzungsbeiträge werden so 
angesetzt, dass die begünstig-
te Gemeinde das Haushalts-
gleichgewicht gemäss § 88g 
des Gemeindegeset-
zes erreichen kann. 

   

 §  14 
Beitragsdauer 

  Zustimmung 

 1 Ordentliche Ergänzungsbei-
träge werden für maximal vier 
Jahre zugesprochen. Nach 
Ablauf dieser Frist kann ein 
neues Gesuch eingereicht 
werden. 

   

 2 Sind die Voraussetzungen 
zur Ausrichtung von ordentli-
chen Ergänzungsbeiträgen 
während der Beitragsdauer 
nicht mehr beziehungsweise 
nicht mehr im selben Umfang 
erfüllt, werden diese Ergän-
zungsbeiträge bei einer mehr-
jährigen Anspruchsperiode auf 
das nächstfolgende Jahr auf-
gehoben beziehungsweise 
den neuen Gegebenheiten 
angepasst. 
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 3 Ausserordentliche Ergän-
zungsbeiträge werden in Form 
eines einmaligen Beitrags ge-
sprochen. Eine gestaffelte 
Auszahlung ist möglich. 

   

 §  15 
Auflagen 

  Zustimmung 

 1 Der Regierungsrat kann die 
Ausrichtung von Ergänzungs-
beiträgen mit Auflagen verbin-
den. 

   

 §  16 
Verfahren 

  Zustimmung 

 1 Gesuche für Ergänzungsbei-
träge sind beim zuständigen 
Departement einzureichen. 
Der Regierungsrat entscheidet 
auf Antrag des zuständigen 
Departements über die Gesu-
che. 

   

 2 Gesuche für ordentliche Er-
gänzungsbeiträge gemäss 
§ 12 sind spätestens acht Mo-
nate vor Beginn des Jahres 
einzureichen, für das sie bean-
tragt werden. Gesuche für 
ausserordentliche Ergän-
zungsbeiträge gemäss § 13 
können jederzeit eingereicht 
werden. 
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 6. Beiträge für die regio-
nale Standortförderung 

Streichen  Festhalten Streichung 

 §  17 
Beiträge für die regionale Standortförderung 

Streichen (§ 17 Abs. 1 - 6) Festhalten Streichung 

 1 Der Betrieb regionaler 
Standortförderungen sowie 
entsprechende Projekte kön-
nen aus der Spezialfinanzie-
rung Finanzausgleich mitfi-
nanziert werden. 

   

 2 Diese Beiträge werden im 
Rahmen von Leistungsverein-
barungen an die Regionalpla-
nungsverbände ausgerichtet. 
Das zuständige Departement 
ist für die Ausarbeitung und 
Überwachung der Leistungs-
vereinbarungen verantwortlich. 

   

 3 Die Höhe der Beiträge richtet 
sich nach der summierten 
Steuerkraft und der summier-
ten Einwohnerzahl der einzel-
nen Mitgliedergemeinden im 
betreffenden Regionalpla-
nungsverband. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 4 Die Mitgliedergemeinden der 
Regionalplanungsverbände 
müssen finanzielle Eigenleis-
tungen in der Höhe von min-
destens einem Drittel der Ge-
samtkosten der beitragsbe-
rechtigen Leistungen erbrin-
gen. 

   

 5 Die Beiträge sind zweckge-
bunden für Massnahmen der 
Standortentwicklung und  
-pflege sowie des Standort-
marketings zu verwenden. 

   

 6 Der Grosse Rat legt die für 
diesen Zweck maximal verfüg-
baren Mittel durch Dekret fest. 

   

 7. Gemeindezusammen-
schlüsse 

  Zustimmung 

 §  18 
Unterstützung von Gemeindezusammen-
schlüssen 

  Zustimmung 

 1 Die Beiträge gemäss § 8a 
Abs. 1 des Gemeindegesetzes 
werden der Spezialfinanzie-
rung Finanzausgleich ent-
nommen. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 2 Der Regierungsrat entrichtet 
sich zusammenschliessenden 
Gemeinden eine Zusammen-
schlusspauschale und bei un-
terdurchschnittlicher Steuer-
kraft einen Zusammenschluss-
beitrag. Dieser Beitrag be-
rechnet sich nach der Steuer-
kraft und der Einwohnerzahl 
der Gemeinden. Der Grosse 
Rat regelt die Höhe der Zu-
sammenschlusspauschale und 
die Berechnung des Zusam-
menschlussbeitrags durch 
Dekret. 

   

 3 Kommt es innert vier Jahren 
zum Zusammenschluss mit 
einer weiteren Gemeinde, er-
hält nur diese eine Zusam-
menschlusspauschale und 
einen Zusammenschlussbei-
trag gemäss Absatz 2. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 4 Die Mehrkosten für Beiträge 
an kommunale Nutzungspla-
nungen, die dem Kanton ge-
mäss § 2 Abs. 2 des Dekrets 
über die Beiträge an die 
Raumplanung vom 15. No-
vember 19941) im Falle von 
Gemeindezusammenschlüs-
sen entstehen, gehen zu Las-
ten der Spezialfinanzierung 
Finanzausgleich. 

   

 §  19 
Berechnung des Finanzausgleichs für zu-
sammengeschlossene Gemeinden 

  Zustimmung 

 1 Zur Ermittlung der Finanz-
ausgleichsbeiträge oder -
abgaben für eine aus einem 
Gemeindezusammenschluss 
neu hervorgegangene Ge-
meinde werden die für die Be-
rechnung erforderlichen Daten 
der einzelnen Gemeinden zu-
sammengezählt, soweit sie 
Basisjahre betreffen, in denen 
die Gemeinden noch nicht zu-
sammengeschlossen waren. 

   

                                                   
1) SAR 713.510 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 §  20 
Beitragsgarantie 

  Zustimmung 

 1 Sind bei einem Gemeindezu-
sammenschluss eine oder 
mehrere Gemeinden beteiligt, 
die vor dem Zusammen-
schluss Beiträge aus der Min-
destausstattung gemäss § 7 
und beziehungsweise oder 
aus dem räumlich-strukturellen 
Lastenausgleich gemäss § 10 
erhalten haben, bleiben diese 
Beiträge in ihrer bisherigen 
Höhe während acht Jahren 
garantiert. 

   

 2 Sind bei einem Gemeindezu-
sammenschluss eine oder 
mehrere Gemeinden beteiligt, 
die vor dem Zusammen-
schluss ordentliche Ergän-
zungsbeiträge gemäss § 12 
erhalten haben, bleiben diese 
Beiträge in ihrer bisherigen 
Höhe während vier Jahren 
garantiert. 

   

 3 Die bisherige Höhe der Bei-
träge entspricht dem Durch-
schnitt der in den letzten drei 
Jahren vor Vollzug des Zu-
sammenschlusses erhaltenen 
Beiträge. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 4 Der Garantiebetrag wird für 
die Mindestausstattung, den 
räumlich-strukturellen Lasten-
ausgleich sowie für die or-
dentlichen Ergänzungsbeiträ-
ge separat berechnet. 

   

 5 Der Garantiebetrag ent-
spricht der Differenz zwischen 
der Summe der bisherigen 
Beiträge der am Zusammen-
schluss beteiligten Gemeinden 
und dem für die neue Ge-
meinde errechneten Beitrags-
anspruch, sofern die Summe 
der bisherigen Beiträge höher 
ist. 

   

 8. Finanzierung   Zustimmung 

 §  21 
Finanzierungsstruktur 

  Zustimmung 

 1 Die gestützt auf dieses Ge-
setz ausgerichteten Beiträge 
werden finanziert durch 

   

 a) Abgaben der Gemeinden 
gemäss den §§ 6 Abs. 2, 
8 Abs. 2 und 9 Abs. 2, 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 b) Zuschläge bei der Kantons-
steuer auf Gewinn und Kapi-
tal der juristischen Personen 
sowie bei der Kantonssteuer 
auf Einkommen und Vermö-
gen der natürlichen Perso-
nen. 

   

 §  22 
Höhe der Steuerzuschläge 

  Zustimmung 

 1 Die Steuerzuschläge gemäss 
§ 21 Abs. 1 lit. b betragen 

  Prüfungsauftrag: "Der Regie-
rungsrat wird eingeladen, ei-
nen Vorschlag vorzulegen, in 
dem die natürlichen und die 
juristischen Personen in Bezug 
auf die Höhe der Steuerzu-
schläge gleichbehandelt wer-
den." 

 a) maximal 2 % für natürliche 
Personen, 

  Zustimmung 

 b) 4 %–8 % für juristische Per-
sonen. 

b) maximal 8 % für juristische 
Personen. 

Zustimmung Zustimmung (Fassung AVW) 

 2 Der Grosse Rat beschliesst 
über die Höhe der Zuschläge 
gemäss Absatz 1 im Rahmen 
der Beschlussfassung über 
das Budget. 

  Zustimmung 

 §  23 
Spezialfinanzierung Finanzausgleich 

  Zustimmung 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 1 Für die Belange des Finanz-
ausgleichs besteht eine Spe-
zialfinanzierung. Alle Zahlun-
gen, die gestützt auf dieses 
Gesetz erfolgen, laufen über 
diese Spezialfinanzierung. 

   

 2 Der Bestand der Spezialfi-
nanzierung soll am Ende jedes 
Zahlungsjahres in der Regel 
bei einem Wert liegen, der 
zwischen dem einfachen und 
dem zweifachen vertikalen 
Finanzierungsbedarf dieses 
Zahlungsjahres liegt. 

   

 3 Der vertikale Finanzierungs-
bedarf entspricht der Differenz 
zwischen allen gestützt auf 
dieses Gesetz ausbezahlten 
Beiträgen und den Abgaben 
gemäss § 21 Abs. 1 lit a. 

   

 4 Verlässt der Bestand der 
Spezialfinanzierung die Band-
breite gemäss Absatz 2, hat 
der Grosse Rat die Höhe der 
Steuerzuschläge gemäss § 22 
Abs. 1 anzupassen und bezie-
hungsweise oder die Steue-
rungsgrössen für die Beitrags-
ansprüche zu ändern. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 5 Reichen die Erträge aus ei-
nem Jahr sowie die in der 
Spezialfinanzierung vorhande-
nen Mittel nicht aus, um alle 
gemäss diesem Gesetz ermit-
telten Beiträge zu finanzieren, 
werden sämtliche Beitragszah-
lungen linear so gekürzt, dass 
in der Spezialfinanzierung kein 
Negativsaldo entsteht. 

   

 6 Reichen die in der Spezialfi-
nanzierung vorhandenen Mittel 
zu einem späteren Zeitpunkt 
wieder aus, um die gemäss 
Absatz 5 gekürzten Beiträge 
zu finanzieren, werden die ge-
kürzten Beiträge nachträglich 
ausgerichtet. 

   

 9. Wirkungsbericht   Zustimmung 

 §  24 
Wirkungsbericht 

  Zustimmung 

 1 Der Regierungsrat unterbrei-
tet dem Grossen Rat alle vier 
Jahre einen Wirkungsbericht 
zum Finanzausgleich. 

   

 2 Der Wirkungsbericht gibt 
Auskunft über alle für die Be-
urteilung des Finanzausgleichs 
relevanten Entwicklungen in 
der betrachteten Periode. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 3 Der Grosse Rat kann durch 
Dekret zentrale Inhalte des 
Wirkungsberichts regeln und 
durch einfachen Beschluss die 
Frist gemäss Absatz 1 verlän-
gern. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 10. Übergangs- und 
Schlussbestimmungen 

  Zustimmung 

 §  25 
Übergangsrecht 

  Zustimmung 

 1 Der Bestand des Finanzaus-
gleichsfonds gemäss § 5 des 
Gesetzes über den Finanz- 
und Lastenausgleich (Finanz-
ausgleichsgesetz, FLAG) vom 
29. Juni 19831) wird zu Beginn 
des Jahres, in dem das vorlie-
gende Gesetz finanzwirksam 
wird, in die Spezialfinanzie-
rung Finanzausgleich gemäss 
§ 23 überführt. 

   

 2 Die Finanzausgleichszahlun-
gen im Jahr des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes erfolgen ge-
stützt auf das bisherige Fi-
nanzausgleichsrecht. 

   

 3 Alle Finanzausgleichszah-
lungen im Jahr nach dem In-
krafttreten dieses Gesetzes 
erfolgen gestützt auf dieses 
Gesetz. 

   

                                                   
1) SAR 615.100 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 4 Soweit sich die Ermittlung 
des durchschnittlichen Steuer-
fusses gemäss § 5 Abs. 3 auf 
Jahre stützt, die vor der Fi-
nanzwirksamkeit dieses Ge-
setzes liegen, muss der er-
rechnete durchschnittliche 
Steuerfuss im Umfang des 
Steuerfussabtauschs gemäss 
dem Gesetz über den Aus-
gleich der Aufgabenverschie-
bungsbilanz sowie über die 
Übergangsbeiträge (AVBiG) 
vom XX.XX.XXXX1) reduziert 
werden. 

   

 5 Für die ersten beiden Jahre, 
in denen dieses Gesetz fi-
nanzwirksam ist, werden keine 
ordentlichen Ergänzungsbei-
träge gemäss § 12 ausgerich-
tet. 

   

 6 Gesuche für ordentliche Er-
gänzungsbeiträge gemäss 
§ 12, die das dritte Jahr betref-
fen, nachdem dieses Gesetz 
finanzwirksam geworden ist, 
können in Abweichung von 
§ 16 Abs. 2 bis sechs Monate 
vor Beginn dieses dritten Jah-
res eingereicht werden. 

   

                                                   
1) SAR xxx.xxx 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 7 Kann sich die Ermittlung der 
Beitragsgarantie gemäss § 20 
noch nicht auf Beitragsleistun-
gen gemäss diesem Gesetz 
aus drei Jahren abstützen, 
bilden das eine oder die bei-
den verfügbaren Jahre die Be-
rechnungsbasis. 

   

 8 Liegt der Bestand der Spezi-
alfinanzierung Finanzausgleich 
beim Inkrafttreten dieses Ge-
setzes über der Bandbreite 
gemäss § 23 Abs. 2, hat er 
diese Bandbreite spätestens 
nach fünf Jahren zu erreichen. 

   

 9 Der erste Wirkungsbericht 
gemäss § 24 ist dem Grossen 
Rat spätestens im sechsten 
Jahr, nachdem dieses Gesetz 
finanzwirksam geworden ist, 
zu unterbreiten. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom 1. Juli 2015 

Abweichende Anträge der 
Kommission AVW vom 
7. September 2015 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom 27.10.2015 

 §  26 
Inkrafttreten 

  Zustimmung 

 1 Der Regierungsrat setzt die-
ses Gesetz gleichzeitig mit 
dem AVBiG in Kraft. 

   

 II.   Zustimmung 

 Keine Fremdänderungen.    

 III.   Zustimmung 

 Der Erlass SAR 615.100 (Ge-
setz über den Finanz- und 
Lastenausgleich [Finanzaus-
gleichsgesetz, FLAG] vom 
29. Juni 1983) wird aufgeho-
ben. 

  Zustimmung 

 IV.   Zustimmung 

 Der Regierungsrat setzt die 
Aufhebung unter Ziff. III. 
gleichzeitig mit dem AVBiG in 
Kraft. 

  Zustimmung 

 Aarau,    

 Präsident des Grossen Rats 
  
Protokollführerin 

   

 


